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Abschnitt A: Paragraphenteil 
 
 

§ 1 
Ziel 

 
1Ziel der Weiterbildung ist der geregelte Erwerb festge-
legter Kenntnisse, Erfahrungen und Fertigkeiten, um 
nach Abschluss der Berufsausbildung besondere ärztli-
che Kompetenzen zu erlangen. 2Die Weiterbildung 
dient der Sicherung der Qualität ärztlicher Berufsaus-
übung. 
 
 

§ 2 
Struktur 

 
(1) 1Der erfolgreiche Abschluss der Weiterbildung führt  
- zur Facharztbezeichnung in einem Gebiet, 
- zur Schwerpunktbezeichnung im Schwerpunkt 

eines Gebietes 
oder  
- zur Zusatzbezeichnung. 
 
(2) 1Ein Gebiet wird als ein definierter Teil in einer 
Fachrichtung der Medizin beschrieben. 2Die Gebietsde-
finition bestimmt die Grenzen für die Ausübung der 
fachärztlichen Tätigkeit. 3Wer innerhalb eines Gebietes 
die vorgeschriebenen Weiterbildungsinhalte und -
zeiten abgeleistet und in einer Prüfung die dafür erfor-
derliche Facharztkompetenz nachgewiesen hat, erhält 
eine Facharztbezeichnung. 4Die in der Facharztkompe-
tenz vorgeschriebenen Weiterbildungsinhalte beschrän-
ken nicht die Ausübung der fachärztlichen Tätigkeiten 
im Gebiet. 
 
(3) 1Ein Schwerpunkt wird durch eine auf der Facharzt-
weiterbildung aufbauende Spezialisierung im Gebiet 
beschrieben. 2Wer die innerhalb eines Schwerpunktes 
vorgeschriebenen Weiterbildungsinhalte und -zeiten 
abgeleistet und in einer Prüfung die dafür erforderliche 
fachliche Kompetenz nachgewiesen hat, erhält eine 
Schwerpunktbezeichnung. 3Die in der Schwerpunkt-
kompetenz vorgeschriebenen Weiterbildungsinhalte 
beschränken nicht die Ausübung der fachärztlichen 
Tätigkeiten im Gebiet. 4Schwerpunkt im Sinne dieser 
Weiterbildungsordnung ist ein Teilgebiet im Sinne des 
Abschnittes V des Heilberufsgesetzes. 
 
(4) 1Eine Zusatz-Weiterbildung beinhaltet die Speziali-
sierung in Weiterbildungsinhalten, die zusätzlich zu den 
Facharzt- und Schwerpunktweiterbildungsinhalten 
abzuleisten sind, sofern nichts anderes in Abschnitt C 
geregelt ist. 2Wer in der Zusatz-Weiterbildung die vor-
geschriebenen Weiterbildungsinhalte und -zeiten abge-
leistet und in einer Prüfung die dafür erforderliche 
fachliche Kompetenz nachgewiesen hat, erhält eine 
Zusatzbezeichnung. 3Sind Weiterbildungszeiten gefor-
dert, müssen diese zusätzlich zu den festgelegten Vor-
aussetzungen zum Erwerb der Bezeichnung abgeleistet 

werden, sofern nichts anderes in Abschnitt C geregelt 
ist. 4Die Gebietsgrenzen fachärztlicher Tätigkeiten wer-
den durch Zusatz-Weiterbildungen nicht erweitert. 
 
(5) 1Der erfolgreiche Abschluss der Weiterbildung, der 
nach Erfüllung der vorgeschriebenen Weiterbildungsin-
halte und -zeiten durch eine bestandene Prüfung ge-
mäß §§ 12 bis 16 nachgewiesen wird, bestätigt die 
fachliche Kompetenz. 
 
(6) 1Die Gebiete, Facharzt- und Schwerpunktbezeich-
nungen sind in Abschnitt B, die Zusatzbezeichnungen 
in Abschnitt C aufgeführt.  
 
 

§ 2 a 
Begriffsbestimmungen 

 
Im Sinne dieser Weiterbildungsordnung werden folgen-
de Begriffe definiert: 
 
(1) Kompetenz stellt die Teilmenge der Inhalte eines 
Gebietes dar, die Gegenstand der Weiterbildung zum 
Erwerb von Kenntnissen, Erfahrungen und Fertigkeiten 
in einer Facharzt-, Schwerpunkt- oder Zusatz-
Weiterbildung sind und durch Prüfung nachgewiesen 
werden. 
 
(2) Die Basisweiterbildung umfasst definierte gemein-
same Inhalte von verschiedenen Facharztweiterbildun-
gen innerhalb eines Gebietes, welche zu Beginn einer 
Facharztweiterbildung vermittelt werden sollen. 
 
(3) Fallseminar ist eine Weiterbildungsmaßnahme mit 
konzeptionell vorgesehener Beteiligung jedes einzelnen 
Teilnehmers, wobei unter Anleitung eines Weiterbil-
dungsbefugten anhand von vorgestellten Fallbeispielen 
und deren Erörterung Kenntnisse und Fähigkeiten so-
wie das dazugehörige Grundlagenwissen erweitert und 
gefestigt werden. 
 
(4) Der stationäre Bereich umfasst Einrichtungen, in 
denen Patienten aufgenommen und/oder Tag und 
Nacht durchgängig ärztlich betreut werden: hierzu 
gehören insbesondere Krankenhausabteilungen, Reha-
bilitationskliniken und Belegabteilungen. 
 
(5) Zum ambulanten Bereich gehören insbesondere 
ärztliche Praxen, Institutsambulanzen, Tageskliniken, 
poliklinische Ambulanzen und Medizinische Versor-
gungszentren. 
 
(6) Unter Notfallaufnahme wird die Funktionseinheit 
eines Akutkrankenhauses verstanden, in welcher Pati-
enten zur Erkennung bedrohlicher Krankheitszustände 
einer Erstuntersuchung bzw. Erstbehandlung unterzo-
gen werden, um die Notwendigkeit und Art der weite-
ren medizinischen Versorgung festzustellen. 
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(7) Als Gebiete der unmittelbaren Patientenversorgung 
gelten Allgemeinmedizin, Anästhesiologie, Augenheil-
kunde, Chirurgie, Frauenheilkunde und Geburtshilfe, 
Hals-Nasen-Ohrenheilkunde, Haut- und Geschlechts-
krankheiten, Humangenetik, Innere Medizin, Kinder- 
und Jugendmedizin, Kinder- und Jugendpsychiatrie und 
-psychotherapie, Mund-Kiefer-Gesichtschirurgie, Neu-
rochirurgie, Neurologie, Physikalische und Rehabilitati-
ve Medizin, Psychiatrie und Psychotherapie, Psychoso-
matische Medizin und Psychotherapie, Strahlenthera-
pie, Urologie. 
 
(8) Abzuleistende Weiterbildungszeiten sind Weiterbil-
dungszeiten, die unter Anleitung eines Arztes zu absol-
vieren sind, der in der angestrebten Facharzt-, Schwer-
punkt- oder Zusatz-Weiterbildung zur Weiterbildung 
befugt ist. 
 
(9) Anrechnungsfähige Weiterbildungszeiten sind Wei-
terbildungszeiten, die unter Anleitung eines zur Wei-
terbildung befugten Arztes absolviert werden. 
 
 

§ 3 
Führen von Bezeichnungen 

 
(1) 1Facharzt-, Schwerpunkt- und Zusatzbezeichnungen 
dürfen nach Maßgabe dieser Weiterbildungsordnung 
unter Beachtung der Regeln der Berufsordnung geführt 
werden. 
 
(2) 1Schwerpunktbezeichnungen dürfen nur zusammen 
mit der zugehörigen Facharztbezeichnung geführt 
werden. 
 
(3) 1Zusatzbezeichnungen dürfen nur zusammen mit 
der Bezeichnung "Arzt", "Praktischer Arzt" oder einer 
Facharztbezeichnung geführt werden. 2Zusatzbezeich-
nungen, die bestimmten Gebieten zugeordnet sind, 
dürfen nur zusammen mit den zugeordneten Facharzt-
bezeichnungen geführt werden. 
Ist eine Zusatzweiterbildung integraler Bestandteil 
einer Facharzt- oder Schwerpunktweiterbildung, so hat 
der Kammerangehörige, der eine solche Bezeichnung 
führt, das Recht zum Führen der Zusatzbezeichnung. 
 
(4) 1Hat ein Arzt die Anerkennung für mehrere Be-
zeichnungen erhalten, darf er sie nebeneinander füh-
ren. 
 
(5) 1Bezeichnungen und Nachweise gemäß Absatz 1, die 
von einer anderen deutschen Ärztekammer verliehen 
worden sind, dürfen in der anerkannten Form im Gel-
tungsbereich dieser Weiterbildungsordnung geführt 
werden. 
 
(6) 1Für die gemäß §§ 18, 18a, 18b und 19 erworbenen 
Bezeichnungen gelten die Absätze 1 bis 5 entspre-
chend. 
 
 

§ 4 
Art, Inhalt und Dauer 

 
(1) 1Mit der Weiterbildung darf erst begonnen werden, 
wenn der Arzt eine ärztliche Grundausbildung nach § 3 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 der Bundesärzteordnung abge-
schlossen hat oder ein gleichwertiger Ausbildungsstand 
durch die zuständige Behörde festgestellt wurde oder 
der Arzt über einen gleichwertigen Kenntnisstand ver-
fügt, der durch ablegen einer Kenntnisprüfung nach-
gewiesen ist. 2Der Abschluss in der Facharztweiterbil-
dung Mund-Kiefer-Gesichtschirurgie setzt auch das 
zahnärztliche Staatsexamen voraus. 3Die Weiterbildung 
erfolgt im Rahmen angemessen vergüteter ärztlicher 
Berufstätigkeit unter Anleitung zur Weiterbildung 
befugter Ärzte oder durch Unterweisung in anerkann-
ten Weiterbildungskursen.  
 
(2) 1Tätigkeitsabschnitte, die als Arzt im Praktikum 
abgeleistet werden und den Anforderungen dieser 
Weiterbildungsordnung genügen, werden auf die Wei-
terbildung angerechnet. 
 
(3) 1Die Weiterbildung muss gründlich und umfassend 
sein. 2Sie beinhaltet insbesondere die Vertiefung der 
Kenntnisse, Erfahrungen und Fertigkeiten in der Verhü-
tung, Erkennung, Behandlung, Rehabilitation und Be-
gutachtung von Krankheiten, Körperschäden und Lei-
den einschließlich der Wechselbeziehungen zwischen 
Mensch und Umwelt. 
 
(4) 1Dauer und Inhalt der Weiterbildung richten sich 
nach den Bestimmungen dieser Weiterbildungsord-
nung. 2Die festgelegten Weiterbildungszeiten und Wei-
terbildungsinhalte sind Mindestzeiten und Mindestin-
halte. 3Weiterbildungs- oder Tätigkeitsabschnitte unter 
sechs Monaten können nur als Weiterbildungszeit an-
erkannt werden, wenn dies in Abschnitt B und C vorge-
sehen ist. 4Eine Unterbrechung der Weiterbildung, ins-
besondere wegen Schwangerschaft, Elternzeit, Wehr- 
und Ersatzdienst, wissenschaftlicher Aufträge - soweit 
eine Weiterbildung nicht erfolgt- oder Krankheit kann 
nicht als Weiterbildungszeit angerechnet werden. 
5Tariflicher Erholungsurlaub stellt keine Unterbrechung 
dar. Ärztliche Tätigkeiten in eigener Praxis sind nicht 
anrechnungsfähig, sofern nichts anderes in Abschnitt C 
geregelt ist. 
 
(5) 1Die Weiterbildung zum Facharzt und in Schwer-
punkten ist grundsätzlich ganztägig und in haupt-
beruflicher Stellung durchzuführen. 2Dies gilt auch für 
Zusatz-Weiterbildungen, soweit in Abschnitt C nichts 
anderes geregelt ist. Eine berufsbegleitende Weiterbil-
dung ist bei Zusatz-Weiterbildungen unter Anleitung 
eines Weiterbildungsbefugten zulässig, sofern dieses in 
Abschnitt C vorgesehen ist. 
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(6) Eine Weiterbildung in Teilzeit muss hinsichtlich 
Gesamtdauer, Niveau und Qualität den Anforderungen 
an eine ganztägige Weiterbildung entsprechen. Dies ist 
in der Regel gewährleistet, wenn die Teilzeittätigkeit 
mindestens die Hälfte der wöchentlichen Arbeitszeit 
beträgt. Die Weiterbildungszeit verlängert sich entspre-
chend. 
 
(7) 1Die Weiterbildung in einem Schwerpunkt baut auf 
der Facharztkompetenz auf, sofern nichts anderes in 
Abschnitt B geregelt ist. 2Die Zusatz-Weiterbildung ist 
zeitlich und inhaltlich zusätzlich zur Facharztweiterbil-
dung abzuleisten, sofern die Weiterbildungsordnung 
nichts anderes bestimmt. 
 
(8) 1Sofern die Weiterbildungsordnung die Ableistung 
von Kursen vorschreibt, ist eine vorherige Anerkennung 
des jeweiligen Kurses und dessen Leiters durch die für 
den Ort der Veranstaltung zuständige Ärztekammer 
erforderlich. 2Diese Kurse müssen den von dieser Ärzte-
kammer vorgeschriebenen Anforderungen entsprechen. 
Für eine Kursanerkennung sind die bundeseinheitlichen 
Empfehlungen zu beachten. 
 
(9) Sofern für die Facharzt-, Schwerpunkt- und Zusatz-
Weiterbildung nichts anderes bestimmt ist, kann die 
Weiterbildung sowohl im ambulanten als auch im stati-
onären Bereich erfolgen. 
 
(10) Wird eine weitere Facharztbezeichnung erworben, 
kann sich die festgelegte Weiterbildungszeit im Einzel-
fall verkürzen, wenn abzuleistende Weiterbildungszei-
ten bereits im Rahmen einer anderen erworbenen fach-
ärztlichen Weiterbildungsbezeichnung absolviert wor-
den sind. Die noch abzuleistende Weiterbildungszeit 
darf höchstens um die Hälfte der Mindestdauer der 
weiteren Facharztweiterbildung reduziert werden. 
 
 

§ 5 
Befugnis 

 
(1) Die Weiterbildung zum Facharzt, in Schwerpunkten 
und in Zusatz-Weiterbildungen wird unter verantwort-
licher Leitung der von der Ärztekammer befugten Ärzte 
in einer von der Ärztekammer zugelassenen Weiterbil-
dungsstätte durchgeführt, sofern sich aus Abschnitt C 
nichts anderes ergibt.  
 
(2) 1Die Befugnis zur Weiterbildung kann nur erteilt 
werden, wenn der Arzt die Bezeichnung führt, fachlich 
und persönlich geeignet ist und eine mehrjährige Tätig-
keit nach Abschluss der entsprechenden Weiterbildung 
nachweisen kann. 2Die Befugnis ist zu befristen und mit 
dem Vorbehalt des Widerrufs zu versehen. 3Weitere 
Nebenbestimmungen sind zulässig. 4Die Befugnis kann 
nur für eine Facharztweiterbildung und/oder einen 
zugehörigen Schwerpunkt und/oder für eine Zusatz-
Weiterbildung oder für eine Facharztweiterbildung und 
zwei Zusatz-Weiterbildungen erteilt werden. 

(3) 1Der befugte Arzt ist verpflichtet, die Weiterbildung 
persönlich zu leiten und grundsätzlich ganztägig 
durchzuführen sowie zeitlich und inhaltlich entspre-
chend dieser Weiterbildungsordnung zu gestalten und 
die Richtigkeit der Dokumentation der Weiterbildung 
eines in Weiterbildung befindlichen Arztes gemäß § 8 
zu bestätigen.2Dies gilt auch, wenn die Befugnis mehre-
ren Ärzten an einer oder mehreren Weiterbildungsstät-
ten gemeinsam erteilt wird.  
Ist ein befugter Arzt an mehr als einer Weiterbildungs-
stätte tätig, ist eine gemeinsame Befugnis mit einem 
weiteren Arzt an jeder Weiterbildungsstätte erforder-
lich. 
 
(4) 1Für den Umfang der Befugnis ist maßgebend, in-
wieweit die an Inhalt, Ablauf und Zielsetzung der Wei-
terbildung gestellten Anforderungen durch den befug-
ten Arzt unter Berücksichtigung des Versorgungsauf-
trages, der Leistungsstatistik sowie der personellen und 
materiellen Ausstattung der Weiterbildungsstätte er-
füllt werden können. 2Auf Verlangen sind der Ärzte-
kammer Auskünfte zu erteilen. 3Der befugte Arzt hat 
Veränderungen in Struktur und Größe der Weiterbil-
dungsstätte unverzüglich der Ärztekammer anzuzeigen. 
4Der Umfang der Befugnis ist an Veränderungen anzu-
passen.  
 
(5) 1Die Befugnis wird auf Antrag von der Ärztekammer 
erteilt. 2Dem Antrag ist ein gegliedertes Programm für 
die Weiterbildung zum Facharzt, in Schwerpunkten 
oder Zusatz-Weiterbildungen, für die die Befugnis 
beantragt wird, beizufügen. 3Der zur Weiterbildung 
befugte Arzt muss dieses gegliederte Programm den 
unter seiner Verantwortung Weiterzubildenden aus-
händigen. 4Die Ärztekammer führt ein Verzeichnis der 
befugten Ärzte und der Weiterbildungsstätten mit 
Angaben über den Umfang der Befugnis. 
 
(6) Der von der Ärztekammer zur Weiterbildung befug-
te Arzt ist verpflichtet, an Evaluationen und Qualitäts-
sicherungsmaßnahmen der Ärztekammer zur ärztlichen 
Weiterbildung teilzunehmen. 
 
 

§ 6 
Zulassung als Weiterbildungsstätte 

 
(1) 1Eine zugelassene Weiterbildungsstätte ist eine 
Universitäts- oder Hochschulklinik sowie eine zur Wei-
terbildung von der Ärztekammer zugelassene Einrich-
tung der ärztlichen Versorgung. 2Zu den Einrichtungen 
der ärztlichen Versorgung zählt auch die Praxis eines 
niedergelassenen Arztes. 
 
(2) 1Eine Weiterbildungsstätte muss insbesondere fol-
gende Voraussetzungen erfüllen: 
- die für die Weiterbildung typischen Krankheiten 

müssen nach Zahl und Art der Patienten regelmä-
ßig und häufig genug vorkommen, 
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- Personal und Ausstattung der Einrichtung müssen 
den Erfordernissen der medizinischen Entwicklung 
Rechnung tragen,  

- Krankenhausabteilungen müssen eine regelmäßige 
Konsiliartätigkeit aufweisen.  

 
(3) Die Zulassung als Weiterbildungsstätte ist zu befris-
ten und mit dem Vorbehalt des Widerrufs zu versehen. 
 
 

§ 7 
Widerruf der Befugnis und der Zulassung als Weiter-

bildungsstätte 
 
(1) 1Die Befugnis zur Weiterbildung ist ganz oder teil-
weise zu widerrufen, wenn ihre Voraussetzungen nicht 
mehr gegeben sind, insbesondere wenn  
- ein Verhalten vorliegt, das die fachliche oder per-

sönliche Eignung des Arztes als Weiterbilder aus-
schließt, 

- Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, dass die 
in der Weiterbildungsordnung an den Inhalt der 
Weiterbildung gestellten Anforderungen nicht oder 
nicht mehr erfüllt werden können. 

2Die persönliche Eignung fehlt insbesondere, wenn der 
Weiterbilder seinen Pflichten nach § 5 Abs. 3 bis 6, § 8 
Abs. 2 und § 9 wiederholt nicht nachkommt. 3Gleiches 
gilt bei Verstößen gegen die ärztliche Berufsordnung, 
sofern sie Auswirkungen auf das Weiterbildungsver-
hältnis haben und mit berufsrechtlichen Maßnahmen 
geahndet wurden, sowie bei der Veranlassung und 
Duldung von Verstößen gegen das Arbeitszeitgesetz 
von einigem Gewicht. 
 
(2) 1Mit der Beendigung der Tätigkeit eines befugten 
Arztes an der Weiterbildungsstätte, der Auflösung der 
Weiterbildungsstätte oder des Widerrufs der Zulassung 
als Weiterbildungsstätte erlischt die Befugnis zur Wei-
terbildung. 
 
(3) 1Die Zulassung als Weiterbildungsstätte kann ganz 
oder teilweise widerrufen werden, wenn die Voraus-
setzungen gemäß § 6 Abs. 2 nicht mehr gegeben sind.  
 
 

§ 8 
Dokumentation der Weiterbildung 

 
(1) 1Der in Weiterbildung befindliche Arzt hat die Ab-
leistung der vorgeschriebenen Weiterbildungsinhalte zu 
dokumentieren. 
 
(2) 1Der zur Weiterbildung befugte Arzt führt mit sei-
nem in Weiterbildung befindlichen Kollegen nach Ab-
schluss eines Weiterbildungsabschnitts, mindesten 
jedoch einmal jährlich, ein Gespräch, in welchem der 
Stand der Weiterbildung von beiden beurteilt wird. 
2Bestehende Defizite werden aufgezeigt. 3Der Inhalt 
dieses Gesprächs ist zu dokumentieren und dem Antrag 
zur Zulassung zur Prüfung beizufügen. 
 

§ 9 
Erteilung von Zeugnissen 

 
(1) 1Der befugte Arzt hat dem in Weiterbildung befind-
lichen Arzt über die unter seiner Verantwortung abge-
leistete Weiterbildungszeit ein Zeugnis auszustellen, das 
im einzelnen die erworbenen Kenntnisse, Erfahrungen 
und Fertigkeiten darlegt und zur Frage der fachlichen 
Eignung ausführlich Stellung nimmt. 2Das Zeugnis muss 
auch Angaben über den zeitlichen Umfang der Teilzeit-
beschäftigungen und Unterbrechungen in der Weiter-
bildung enthalten. 3Diese Pflichten gelten nach Beendi-
gung der Befugnis fort.  
 
(2) 1Auf Antrag des in der Weiterbildung befindlichen 
Arztes oder auf Anforderung durch die Ärztekammer ist 
grundsätzlich innerhalb von drei Monaten und bei 
Ausscheiden unverzüglich ein Zeugnis auszustellen, das 
den Anforderungen des Absatzes 1 entspricht. 
 
 

§ 10 
Anerkennung gleichwertiger Weiterbildung 

 
1Eine von dieser Weiterbildungsordnung abweichende 
Weiterbildung unter Anleitung oder ärztliche Tätigkeit 
unter Anleitung kann vollständig oder teilweise aner-
kannt werden, wenn sie gleichwertig ist. 2Die Gleich-
wertigkeit ist gegeben, wenn die Grundsätze dieser 
Weiterbildungsordnung für den Erwerb der vorge-
schriebenen ärztlichen Kompetenz im Hinblick auf 
Inhalte und Zeiten gewahrt sind. 
 
 

§ 11 
Anerkennungsverfahren 

 
1Die Anerkennung einer Bezeichnung wird auf Antrag 
aufgrund des Nachweises der fachlichen Kompetenz 
gemäß § 2 Abs. 2 bis 4 nach Erfüllung der vorgeschrie-
benen Mindestanforderungen und bestandener Prüfung 
von der Ärztekammer erteilt. 
 
 

§ 12 
Zulassung zur Prüfung 

 
(1) 1Über die Zulassung zur Prüfung entscheidet die 
Ärztekammer. 2Die Zulassung wird erteilt, wenn die 
Erfüllung der zeitlichen und inhaltlichen Anforderun-
gen durch Zeugnisse und Nachweise einschließlich der 
Dokumentationen nach § 8 Abs. 2 belegt ist und der 
Antragsteller über eine Approbation verfügt oder ein 
gleichwertiger Ausbildungsstand durch die zuständige 
Behörde festgestellt wurde oder der Antragsteller über 
einen gleichwertigen Kenntnisstand verfügt, der durch 
Ablegen einer Kenntnisprüfung nachgewiesen ist.  
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(2) 1Die Zulassung ist mit schriftlicher Begründung 
abzulehnen oder zurückzunehmen, wenn die Vorausset-
zungen gemäß Absatz 1 nicht erfüllt oder zu Unrecht 
als gegeben angenommen worden sind. 
 
(3) 1Die Zulassung zur Prüfung im Schwerpunkt kann 
erst nach Facharztanerkennung erfolgen. 2Dies gilt 
auch für eine Zusatz-Weiterbildung, für die eine Fach-
arztanerkennung vorgeschrieben ist. 
 
 

§ 13 
Prüfungsausschuss 

 
(1) 1Die Ärztekammer bildet zur Durchführung der 
Prüfung Prüfungsausschüsse. 2Die Prüfung kann auch 
in Zusammenarbeit mit anderen Ärztekammern durch-
geführt oder einer anderen Ärztekammer übertragen 
werden. 
 
(2) 1Die Mitglieder der Prüfungsausschüsse bestellt der 
Vorstand der Ärztekammer. 2Jedem Prüfungsausschuss 
gehören mindestens drei Ärzte an, von denen zwei die 
zu prüfende Facharzt-, Schwerpunkt- oder Zusatzbe-
zeichnung besitzen müssen. 3Die Aufsichtsbehörde kann 
ein weiteres Mitglied entsenden. 4Die Prüfung kann 
auch bei Abwesenheit des von der Aufsichtsbehörde 
bestimmten Mitglieds durchgeführt werden. 
 
(3) 1Der Vorstand der Ärztekammer bestimmt die Vor-
sitzenden der Prüfungsausschüsse. 
 
(4) 1Der Prüfungsausschuss beschließt mit einfacher 
Stimmenmehrheit. 2Bei Stimmengleichheit gibt die 
Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 
 
(5) 1Die Mitglieder des Prüfungsausschusses entschei-
den unabhängig und sind an Weisungen nicht gebun-
den. 
 
 

§ 14 
Prüfung 

 
(1) Die Ärztekammer setzt den Termin der Prüfung fest, 
die in angemessener Frist, spätestens 6 Monate, nach 
der Zulassung stattfindet. 2Der Arzt ist mit einer Frist 
von mindestens zwei Wochen zu laden. 
 
(2) 1Die Prüfung kann sich auf alle vorgeschriebenen 
Weiterbildungsinhalte erstrecken. 2Die erworbenen 
Kenntnisse, Erfahrungen und Fertigkeiten werden vom 
Prüfungsausschuss überprüft. 3Die Dauer der Prüfung 
beträgt mindestens 30 Minuten.  
 
(3) 1Der Prüfungsausschuss entscheidet auf Grund der 
vorgelegten Zeugnisse und des Prüfungsergebnisses, ob 
die vorgeschriebenen Kenntnisse, Erfahrungen und 
Fertigkeiten erworben worden sind.  
 

(4) 1Bei Nichtbestehen der Prüfung beschließt der Prü-
fungsausschuss, ob auf Grund der festgestellten Män-
gel 
- die Weiterbildungszeit zu verlängern ist und wel-

che inhaltlichen Anforderungen hieran zu stellen 
sind und/oder 

- erforderliche Kenntnisse, Erfahrungen und Fertig-
keiten zusätzlich bis zur Wiederholungsprüfung 
erworben werden sollen, und/oder 

- die Erfüllung sonstiger Auflagen gegenüber der 
Ärztekammer nachzuweisen ist.  

 
(5) 1Die Dauer der verlängerten Weiterbildung beträgt 
mindestens drei Monate, für Facharztweiterbildungen 
höchstens zwei Jahre, für Schwerpunkte und Zusatz-
Weiterbildungen höchstens ein Jahr. 
 
(6) 1Wenn der Antragsteller ohne ausreichenden Grund 
der Prüfung fernbleibt oder sie abbricht, gilt die Prü-
fung als nicht bestanden. 
 
(7) 1Über die Prüfung ist eine Niederschrift anzuferti-
gen. 
 
 

§ 15 
Mitteilung der Prüfungsentscheidung 

 
(1) 1Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses teilt dem 
Prüfungsteilnehmer und der Ärztekammer das Ergebnis 
der Prüfung mit. 2Das Nichtbestehen wird dem Prü-
fungsteilnehmer grundsätzlich mündlich begründet.  
 
(2) 1Bei Bestehen der Prüfung stellt die Ärztekammer 
dem Antragsteller eine Anerkennungsurkunde aus. 
 
(3) 1Bei Nichtbestehen der Prüfung erteilt die Ärzte-
kammer dem Antragsteller einen schriftlichen rechts-
mittelfähigen Bescheid mit Begründung einschließlich 
der vom Prüfungsausschuss beschlossenen Auflagen 
gemäß § 14 Abs. 4 und 5. 
 
(4) 1Legt der Arzt gegen den Bescheid der Ärztekammer 
Widerspruch ein, entscheidet der Vorstand der Ärzte-
kammer über den Widerspruch. 
 
 

§ 16 
Wiederholungsprüfung 

 
1Eine Wiederholungsprüfung kann frühestens drei Mo-
nate nach der nicht erfolgreich abgeschlossenen Prü-
fung durchgeführt werden. 2Für die Wiederholungsprü-
fung gelten die §§ 12 bis 15 entsprechend. 
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§ 17 

Rücknahme der Anerkennung von Bezeichnungen 
 
1Die Anerkennung einer Bezeichnung ist zurückzuneh-
men, wenn die hierfür erforderlichen Voraussetzungen 
nicht gegeben waren. 2Vor der Entscheidung der Ärzte-
kammer über die Rücknahme sind ein gemäß § 13 ge-
bildeter Prüfungsausschuss und der Betroffene zu hö-
ren. 
 
 

§18 
Anerkennung von Weiterbildungen aus dem Gebiet 

der Europäischen Union (Mitgliedstaat), des Europäi-
schen Wirtschaftsraums (EWR-Staat) oder aus einem 
Staat, dem Deutschland und die Europäische Union 
einen entsprechenden Rechtsanspruch eingeräumt 

haben (Vertragsstaat) als Facharztbezeichnung 
 

(1) 1Wer ein fachbezogenes Diplom, ein fachbezo-
genes Prüfungszeugnis oder einen sonstigen fachlichen 
Ausbildungsnachweis (Weiterbildungsnachweis) besitzt, 
das oder der nach dem Recht der Europäischen Union 
oder dem Abkommen über den Europäischen Wirt-
schaftsraum oder einem Vertrag, mit dem Deutschland 
und die Europäische Union einen entsprechenden 
Rechtsanspruch eingeräumt haben, gegenseitig auto-
matisch anzuerkennen ist, erhält auf Antrag die Aner-
kennung der Facharztbezeichnung. 2Diese Personen 
führen die dafür in dieser Weiterbildungsordnung vor-
gesehene Bezeichnung. 
 
(2) 1Wer einen Weiterbildungsnachweis besitzt, der eine 
Weiterbildung belegt, die vor den im Anhang V Num-
mer 5.1.2. der Richtlinie 2005/36/EG genannten Stich-
tagen begonnen wurde, erhält auf Antrag die Anerken-
nung bei Vorlage einer Bescheinigung durch die zu-
ständige Behörde oder eine andere zuständige Stelle 
des Mitglied-, EWR- oder Vertragsstaates, in dem der 
Weiterbildungsnachweis ausgestellt wurde, über die 
Erfüllung der Mindestanforderungen nach Artikel 25 
oder Artikel 28 der Richtlinie 2005/36/EG (Konformi-
tätsbescheinigung) oder bei Nichterfüllung der Min-
destanforderungen durch Vorlage einer Bescheinigung, 
aus der sich ergibt, dass diese Person während der letz-
ten fünf Jahre vor Ausstellung der Bescheinigung min-
destens drei Jahre ununterbrochen tatsächlich und 
rechtmäßig die betreffende ärztliche Tätigkeit ausgeübt 
hat. 2Für Weiterbildungsnachweise aus der früheren 
Tschechoslowakei, der früheren Sowjetunion sowie aus 
dem früheren Jugoslawien gelten die Sonderregelungen 
in Artikel 23 Absatz 3 bis 5 der Richtlinie 2005/36/EG. 
 
(3) 1Wer einen Weiterbildungsnachweis besitzt, der 
nach den in Anhang V Nummer 5.1.2. der Richtlinie 
2005/36/EG genannten Stichtagen ausgestellt ist und 
nicht einer in Anhang V Nummern 5.1.3 oder 5.1.4. 
genannten Bezeichnung entspricht, erhält auf Antrag 
die Anerkennung bei Vorlage einer Konformitätsbe-
scheinigung sowie einer Erklärung durch die zuständige 

Behörde oder durch eine andere zuständige Stelle des 
Herkunftsmitgliedstaates darüber, dass der Weiterbil-
dungsnachweis dem Weiterbildungsnachweis gleichge-
stellt wird, dessen Bezeichnung in Anhang V Nummer 
5.1.2., 5.1.3. oder 5.1.4. der Richtlinie 2005/36/EG auf-
geführt ist. 
 
(4) 1Die Bescheinigungen nach den Absätzen 2 und 3 
gelten als Weiterbildungsnachweise nach Absatz 1 und 
werden automatisch anerkannt. 2Diese Personen führen 
die dafür in dieser Weiterbildungsordnung vorgesehene 
Bezeichnung. 
 
5) 1Wer einen Weiterbildungsnachweis besitzt, der nicht 
nach den Absätzen 1 bis 4 automatisch anzuerkennen 
ist, erhält auf Antrag die Anerkennung einer Facharzt-
bezeichnung, wenn die Gleichwertigkeit des Weiterbil-
dungsstandes gegeben ist. 2Gleiches gilt bei Vorliegen 
eines Weiterbildungsnachweises aus einem anderen als 
den in Absatz 1 genannten Gebieten (Drittstaat), der 
durch einen anderen Mitglied-, EWR- oder Vertrags-
staat anerkannt worden ist, wenn der Antragsteller drei 
Jahre die betreffende ärztliche Tätigkeit im Hoheitsge-
biet des Mitglied-, EWR- oder Vertragsstaates ausgeübt 
hat, der diesen Nachweis anerkannt und die zuständige 
Behörde oder eine andere zuständige Stelle dieses Staa-
tes ihm dies bescheinigt hat. 3Der Weiterbildungsstand 
ist als gleichwertig anzusehen, wenn die Weiterbildung 
des Antragstellers keine wesentlichen Unterschiede 
gegenüber der Weiterbildung nach dieser Weiterbil-
dungsordnung aufweist. 4Zudem muss die Gleichwer-
tigkeit der vorangegangenen ärztlichen Grundausbil-
dung durch die zuständige Behörde festgestellt werden. 
 
(6) 1Wesentliche Unterschiede liegen vor, wenn in der 
nachgewiesenen Weiterbildung Kenntnisse und Fertig-
keiten fehlen, deren Erwerb eine wesentliche Voraus-
setzung für die beantragte Bezeichnung wäre. 
2Wesentliche Unterscheide können ganz oder teilweise 
durch Kenntnisse und Fertigkeiten ausgeglichen wer-
den, die die Antragsteller im Rahmen ihrer Berufstätig-
keit unter der Aufsicht und Anleitung eines in dem 
entsprechenden Gebiet der Weiterbildung tätigen Arz-
tes oder durch sonstige nachgewiesene Qualifikationen 
erworben haben; dabei ist nicht entscheidend, in wel-
chem Staat der Antragsteller berufstätig war. 3Wurden 
wesentliche Unterschiede nicht durch Berufspraxis 
ausgeglichen, ist hierüber ein Bescheid verbunden mit 
dem Angebot einer Eignungsprüfung zu erteilen. 
4Hierin sind die Kenntnisse und Fertigkeiten mitzutei-
len, in denen wesentliche Unterschiede bestehen und 
auf die sich die Eignungsprüfung erstrecken soll. 5Für 
die Eignungsprüfung gelten — mit Ausnahme von § 14 
Abs. 2, 4 und 5 — die §§ 13 bis 16 entsprechend. 6Die 
Dauer der Prüfung beträgt mindestens 30 Minuten. 
 
(7) 1Die Ärztekammer bestätigt innerhalb eines Monats 
den Eingang der Antragsunterlagen und teilt mit, wel-
che Unterlagen fehlen. 2Spätestens drei Monate nach 
Eingang der vollständigen Unterlagen ist über die An-
erkennung zu entscheiden. 3Die Kammer stellt sicher, 
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dass eine Eignungsprüfung spätestens 6 Monate nach 
dem Zugang der Entscheidung nach Satz 2 abgelegt 
werden kann. 4Unterlagen, die in einem Mitgliedstaat 
der Europäischen Union oder einem Vertragsstaat des 
Abkommens über den europäischen Wirtschaftsraum 
ausgestellt oder anerkannt wurden, können auch elekt-
ronisch übermittelt werden. 5Im Fall begründeter Zwei-
fel an der Echtheit der Unterlagen kann die Kammer 
das Kammermitglied auffordern, nach seiner Wahl 
originale oder beglaubigte Kopien vorzulegen, oder mit 
dessen Zustimmung, die erforderlichen Daten bei der 
zuständigen Stelle des Ausstellungs- oder Anerken-
nungsstaates erheben. 6Eine solche Aufforderung 
hemmt den Ablauf der Fristen nach Satz 1 bis 3 nicht. 
7Die Ärztekammer erteilt auf Anfrage Auskunft zur 
Weiterbildungsordnung und zum Verfahren der Aner-
kennung. 
 
(8) 1Für die Anerkennung der Weiterbildungsnachweise 
nach Absatz 1 bis 5 sind vom Antragsteller folgende 
Unterlagen und Bescheinigungen vorzulegen: 

1. die Approbation oder Berufserlaubnis zuzüg-
lich Nachweis über den gleichwertigen Ausbil-
dungsstand, 
2. ein Identitätsnachweis, 
3. eine tabellarische Aufstellung über die absol-
vierte Weiterbildung und die Berufspraxis, 
4. eine amtlich beglaubigte Kopie der Weiterbil-
dungsnachweise sowie Bescheinigungen über die 
Berufspraxis, 
5. in Fällen des Absatzes 2 Konformitätsbeschei-
nigungen oder Tätigkeitsnachweise über die letzten 
fünf Jahre, 
6. in Fällen des Absatzes 5 zusätzliche Nachweise 
zur Prüfung der Gleichwertigkeit, 
7. für den Fall, dass in einem anderen Mitglied-
staat, EWR-Staat oder Vertragsstaat ein Nachweis 
über eine Weiterbildung ausgestellt wird, die ganz 
oder teilweise in Drittstaaten absolviert wurde, Un-
terlagen darüber, welche Tätigkeiten in Drittstaaten 
durch die zuständige Stelle des Ausstellungsmit-
gliedstaates in welchem Umfang auf die Weiterbil-
dung angerechnet wurden, 
8. eine schriftliche Erklärung, ob die Anerken-
nung der Weiterbildungsnachweise bereits bei einer 
anderen Ärztekammer beantragt wurde oder wird. 

2Soweit die unter Nummern 4 bis 8 genannten Unterla-
gen und Bescheinigungen nicht in deutscher Sprache 
ausgestellt sind, sind sie zusätzlich in beglaubigter 
Übersetzung vorzulegen, die durch einen öffentlich 
bestellten oder beeidigten Übersetzer oder Dolmetscher 
erstellt wurde. 
 
(9) 1Der Antragsteller ist verpflichtet, alle für die Er-
mittlung der Gleichwertigkeit notwendigen Unterlagen 
vorzulegen sowie alle dazu erforderlichen Auskünfte zu 
erteilen. 2Kommt der Antragsteller dieser Mitwirkungs-
pflicht nicht nach und wird hierdurch die Aufklärung 
des Sachverhalts erschwert, kann die Ärztekammer 
ohne weitere Ermittlungen entscheiden. 3Dies gilt ent-
sprechend, wenn der Antragsteller in anderer Weise die 

Aufklärung des Sachverhalts erschwert. 4Der Antrag 
kann wegen fehlender Mitwirkung abgelehnt werden, 
nachdem der Antragsteller auf die Folge schriftlich 
hingewiesen worden ist und der Mitwirkungspflicht 
nicht innerhalb einer angemessenen Frist nachgekom-
men ist. 5Ist der Antragsteller aus Gründen, die er dar-
zulegen hat, nicht in der Lage, die notwendigen Unter-
lagen und Bescheinigungen vorzulegen, kann sich die 
Ärztekammer an die Kontaktstelle, die zuständige Be-
hörde oder an eine andere zuständige Stelle des Her-
kunftsstaates wenden. 
 
(10) 1Die Ärztekammer darf Auskünfte von den zustän-
digen Behörden oder von anderen zuständigen Stellen 
eines anderen Herkunftsstaates einholen, soweit sie 
berechtigte Zweifel an der Richtigkeit der Angaben des 
Antragstellers hat. 
 
(11) 1Die Ärztekammer bestätigt der zuständigen Be-
hörde oder einer anderen zuständigen Stelle auf Anfra-
ge sowohl die Authentizität der von ihr ausgestellten 
Bescheinigung als auch, dass die Mindestanforderungen 
an die Weiterbildung nach Artikel 25 und 28 der Richt-
linie 2005/36/EG erfüllt sind. 
 
 

§ 18a 
Anerkennung von Weiterbildungen aus dem Gebiet 

der Europäischen Union (Mitgliedstaat), des Europäi-
schen Wirtschaftsraums (EWR-Staat) oder aus einem 
Staat, dem Deutschland und die Europäische Union 
einen entsprechenden Rechtsanspruch eingeräumt 

haben (Vertragsstaat) als Schwerpunkt- oder Zusatz-
bezeichnung 

 
(1) 1Für die Fälle einer Anerkennung nach § 2 Absatz 3 
und 4 gilt § 18 Absatz 3 bis 7 entsprechend. 
 
(2) 1Wesentliche Unterschiede liegen vor, wenn sich die 
Dauer der nachgewiesenen Weiterbildung gegenüber 
der in dieser Weiterbildungsordnung geregelten Wei-
terbildung deutlich unterscheidet. 

 
 

§ 19 
Anerkennung von Weiterbildungen außerhalb des 

Gebietes der Europäischen Union (Mitgliedstaat) und 
außerhalb der anderen Vertragsstaaten des Abkom-

mens über den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR-
Staat) und außerhalb eines Staates, dem Deutschland 

und die Europäische Union einen entsprechenden 
Rechtsanspruch eingeräumt haben (Vertragsstaat) als 

Facharztbezeichnung 
 
(1) 1Wer einen Weiterbildungsnachweis besitzt, der in 
einem Drittstaat ausgestellt wurde, erhält auf Antrag 
die Anerkennung der Bezeichnung, wenn die Gleich-
wertigkeit des Weiterbildungsstandes gegeben ist. 
2Diese Personen führen die dafür in dieser Weiterbil-
dungsordnung vorgesehene Bezeichnung. 3Der Weiter-
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bildungsstand ist als gleichwertig anzusehen, wenn die 
Weiterbildung des Antragstellers keine wesentlichen 
Unterschiede gegenüber der Weiterbildung nach dieser 
Weiterbildungsordnung aufweist. 4Zudem muss die 
Gleichwertigkeit der vorangegangenen ärztlichen 
Grundausbildung durch die zuständige Behörde festge-
stellt werden.  
 
 
(2) 1Für die Überprüfung der Gleichwertigkeit der Wei-
terbildung gilt § 18 Absatz 6 entsprechend. 2Darüber 
hinaus liegen wesentliche Unterschiede vor, wenn  
1. die nachgewiesene Weiterbildungsdauer mindes-
tens 1 Jahr unter der durch diese Weiterbildungsord-
nung festgelegten Weiterbildungsdauer liegt oder 
2. in der nachgewiesenen Weiterbildung Kenntnisse 
und Fertigkeiten fehlen, deren Erwerb eine wesentliche 
Voraussetzung für die beantragte Bezeichnung wäre. 
3Wesentliche Unterschiede können ganz oder teilweise 
durch Kenntnisse und Fertigkeiten ausgeglichen wer-
den, die die Antragstellenden im Rahmen ihrer Berufs-
tätigkeit erworben haben. 4Wurden wesentliche Unter-
schiede nicht durch Berufspraxis ausgeglichen, wird der 
Nachweis der erforderlichen Kenntnisse und Fertigkei-
ten durch die Ableistung einer Weiterbildungszeit von 
mindestens 12 Monaten und anschließend durch das 
Ablegen einer Prüfung erbracht, die sich auf alle vorge-
schriebenen Weiterbildungsinhalte bezieht. 5Die erfor-
derlichen Kenntnisse, Erfahrungen und Fertigkeiten 
sind nach Satz 4 auch nachzuweisen, wenn die Prüfung 
des Antrags nur mit unangemessenem zeitlichen oder 
sachlichen Aufwand möglich ist, weil die erforderlichen 
Unterlagen und Nachweise aus Gründen, die nicht in 
der Person des Antragstellers liegen, von diesem nicht 
vorgelegt werden können. 
 
(3) 1Für das Anerkennungsverfahren gelten die Vor-
schriften über Fristen, Unterlagen und Bescheinigungen 
sowie Auskünfte nach § 18 Absatz 7 Sätze 3 und 4, 
Absatz 8 Satz 1 bis 6 sowie Absatz 9 entsprechend.“ 
 
 

§ 19 a 
Anerkennung von Weiterbildungen außerhalb des 

Gebietes der Europäischen Union (Mitgliedstaat) und 
außerhalb der anderen Vertragsstaaten des Abkom-

mens über den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR-
Staat) und außerhalb eines Staates, dem Deutschland 

und die Europäische Union einen entsprechenden 
Rechtsanspruch eingeräumt haben (Vertragsstaat) als 

Schwerpunkt- oder Zusatzbezeichnung 
 
(1) Für die Fälle einer Anerkennung nach § 2 Abs. 3 und 
4 gilt § 19 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1, 3, 4, 5 und Absatz 3 
entsprechend. 
 
(2) Wesentliche Unterschiede liegen vor, wenn sich die 
Dauer der nachgewiesenen Weiterbildung gegenüber 
der in dieser Weiterbildungsordnung geregelten Wei-
terbildung deutlich unterscheidet. 

§ 20 
Allgemeine Übergangsbestimmungen 

 
(1) 1Soweit in Abschnitt B und C keine speziellen Rege-
lungen getroffen sind, gelten die allgemeinen Über-
gangsbestimmungen. 
 
(2) 1Die nach der bisher gültigen Weiterbildungsord-
nung erworbenen Weiterbildungsbezeichnungen, die 
nicht mehr Gegenstand dieser Weiterbildungsordnung 
sind, dürfen weiter geführt werden. 
 
(3) 1Die nach der bisher gültigen Weiterbildungsord-
nung erworbenen Qualifikationsnachweise behalten 
ihre Gültigkeit.  
 
(4) 1Kammerangehörige, die sich bei Inkrafttreten dieser 
Weiterbildungsordnung in einer Facharztweiterbildung 
befinden, können diese nach den Bestimmungen der 
bisher gültigen Weiterbildungsordnung abschließen 
und die Zulassung zur Prüfung bis zum 31. Dezember 
2011 beantragen. 
 
(5) 1Kammerangehörige, die sich bei Inkrafttreten dieser 
Weiterbildungsordnung nach Facharztanerkennung in 
einer Weiterbildung zum Schwerpunkt befinden, kön-
nen diese nach den Bestimmungen der bisher gültigen 
Weiterbildungsordnung abschließen und die Zulassung 
zur Prüfung bis zum 31. Dezember 2007 beantragen. 
 
(6) 1Kammerangehörige, die sich bei Inkrafttreten dieser 
Weiterbildungsordnung in der Weiterbildung in einem 
Bereich befinden, können diese nach den Bestimmun-
gen der bisher gültigen Weiterbildungsordnung ab-
schließen und die Zulassung zur Prüfung bis zum 31. 
Dezember 2007 beantragen. 
 
(7) 1Kammerangehörige, die sich bei Inkrafttreten dieser 
Weiterbildungsordnung nach Facharztanerkennung in 
der Weiterbildung zu einer Fakultativen Weiterbildung 
oder einer Fachkunde befinden, können diese nach den 
Bestimmungen der bisher gültigen Weiterbildungsord-
nung abschließen und die Zulassung zur Prüfung bis 
zum 31. Dezember 2006 beantragen. 
 
(8) 1Kammerangehörige, die bei Einführung einer neuen 
Bezeichnung in diese Weiterbildungsordnung in dem 
jeweiligen Gebiet, Schwerpunkt oder der jeweiligen 
Zusatz-Weiterbildung in der Zeit ab dem 1. Januar 
1996 mindestens die gleiche Zeit regelmäßig an Wei-
terbildungsstätten oder vergleichbaren Einrichtungen 
tätig waren, welche der jeweiligen Mindestdauer der 
Weiterbildung entspricht, können die Zulassung zur 
Prüfung beantragen. 2Der Antragsteller hat den Nach-
weis einer regelmäßigen Tätigkeit für die in Satz 1 
angegebene Mindestdauer in dem jeweiligen Gebiet, 
Schwerpunkt oder der Zusatz-Weiterbildung zu erbrin-
gen. 3Aus dem Nachweis muss hervorgehen, dass der 
Antragsteller in dieser Zeit überwiegend im betreffen-
den Gebiet, Schwerpunkt oder der entsprechenden 
Zusatz-Weiterbildung tätig gewesen ist und dabei um-
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fassende Kenntnisse, Erfahrungen und Fertigkeiten 
erworben hat. 4Anträge sind bis zum 31. Dezember 
2006 zu stellen. 5Dabei können auch Tätigkeitsabschnit-
te innerhalb dieser Frist berücksichtigt werden. 
 
(9) 1 In den Fällen der Absätze 4 bis 8 finden auf das 
Anerkennungsverfahren die §§ 12 bis 16 Anwendung. 
2Die kalendarischen Fristen in den vorangegangenen 
Absätzen sowie im Rahmen der Übergangsregelungen 
in den Teilen B und C gelten auch, wenn die Weiterbil-
dung ganz oder teilweise in Teilzeit absolviert worden 
ist. 
 
(10) Auch im Rahmen der Übergangsbestimmungen gilt 
§ 4 Abs. 1. 
 
 

§ 21 
Inkrafttreten 

 
1Diese Weiterbildungsordnung tritt am 1. April 2005 in 
Kraft. 2 Gleichzeitig tritt die Weiterbildungsordnung für 
Ärzte im Lande Bremen vom 18. März 1996 
(Brem.ABl. S. 323), zuletzt geändert am 5. März 2001 
(Brem.ABl. S. 637), außer Kraft.  
 

 

 


